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A. Bekanntmachungen des Landkreises Rotenburg (Wimme)

Bekanntmachung
gemal 8§ 3 a des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)

Herr Siegfried Kracke, GroRer Hoorn 22, 27383 Scheefel hat am 04.01.2011 beim Landkreis Rotenburg (Wimme) eine
Genehmigung fir Neubau eines Hahnchenmaststalles mit 39.800 Platzen beantragt. Der Standort der Anlage befindet
sich in Scheeliel, Ahlsdorfer Weg (Gemarkung: Wohlsdorf, Flur: 7, Flurstuck: 25).

Das beantragte Vorhaben ist aufgrund Nr. 7.1, Spalte 2, Buchstabe ¢) des Anhangs zur Vierten Verordnung Uber
genehmigungsbedirftige Anlagen (4. BImSchV, Neufassung vom 14.03.1997, BGBI. | S. 504, in der zurzeit gultigen
Fassung) genehmigungsbedurftig und unterliegt damit einem vereinfachten Genehmigungsverfahren geman 88 4 und 19
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG, Neufassung vom 25.06.2005, BGBI. | S. 1865, in der zurzeit giltigen
Fassung).

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemaf § 3 c i. V. m. Anlage 1 Ziffer 7.3 des Gesetzes uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprufung (UVPG, Neufassung vom 24.02.2010, BGBI. | S. 94, in der zurzeit glltigen Fassung), eine
standortbezogene Vorprifung des Einzelfalls durchzufiihren. Danach wéare eine Umweltvertraglichkeitspriifung durch-
zufuhren, wenn trotz der geringen Grol3e oder Leistung des Vorhabens nur aufgrund besonderer ortlicher Gegebenheiten
geman der maRgeblichen Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Die nach § 3¢ UVPG erforderliche Einzelfallprifung wurde unter Beteiligung der zustédndigen Behdrden und
Fachamter durchgefiihrt und hat ergeben, dass das Vorhaben keiner Umweltvertraglichkeitsprifung bedarf.

Ich weise darauf hin, dass diese Feststellung nicht selbsténdig anfechtbar ist.

Rotenburg (Wimme), den 10.11.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)

Der Landrat
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21

Offentliche Bekanntgabe
gemal 8 5 Niedersachsisches Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (NUVPG)

Herr Stefan Mahnken, Kénigshofallee 27, 27419 Sittensen, hat am 08.09.2011 beim Landkreis Rotenburg (Wimme) eine
Plangenehmigung fur die Verrohrung und Verlegung eines Gewassers lll. Ordnung beantragt. Der Standort der
Umgestaltung befindet sich in der Gemarkung Sittensen, Flur 2, Flurst. 202/12 und 202/13.

Gemal § 68 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBI I. S. 2585) kann fiir einen Gewasseraus-
bau anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn keine Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht.

Fir das beantragte Vorhaben war gemafd § 3 Absatz 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 13.18 des Gesetzes Uber die Umweltver-
traglichkeitsprufung (UVPG) in der Fassung vom 24.02.2010 (BGBI. I, S. 94) und § 3 Anlage 1 Nr. 14 des Nieders.
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (NUVPG) vom 30.04.2007 (Nds. GVBI. S. 179), zuletzt gedndert am
19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 179), aufgrund einer allgemeinen Vorprifung des Einzelfalls festzustellen, ob eine Umwelt-
vertraglichkeitsprufung durchzufuhren ist.

Die Einzelfallprifung hat ergeben, dass dieses Vorhaben keiner Umweltvertraglichkeitsprufung bedarf. Diese Feststel-
lung wird hiermit gemaR § 3 a UVPG offentlich bekannt gegeben.
Bremervorde, den 10.11.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)
Der Landrat
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21
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B. Bekanntmachungen der Stadte, Samtgemeinden und Gemeinden

Satzung
der Stadt Rotenburg (Wimme)
Uber den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 17
- Mittelweg Ecke Werkstralde -
(Vorhaben- und ErschlieBungsplan)

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 40 der Niedersachsischen Gemeinde-
ordnung (NGO), hat der Rat der Stadt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 17 - Mittelweg/Ecke Werkstral3e - mit
Vorhaben- und ErschlieBungsplan als Satzung und die Begriindung beschlossen.

Rotenburg (Wimme), den 03.11.2011

Der Birgermeister (L.Ss)
Eichinger

Jedermann kann die Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan und die
Begrundung ab 15.11.2011 bei der Stadt Rotenburg (Wumme), Grof3e Str. 1, alter Teil des Rathauses, wahrend der
Dienststunden einsehen und lber deren Inhalt Auskunft verlangen.

Gemal § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Beriicksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung
der Vorschriften Uber das Verhdltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes und die nach § 214 Abs. 3
Satz 2 beachtlichen Mangel des Abwagungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung schriftlich gegentber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachver-
haltes geltend gemacht worden sind. Gemal § 44 Abs. 5 BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 BauGB Uber die Entschadigung von Vermdgensnachteilen, die durch den Bebauungsplan eintreten, sowie
Uber die Falligkeit und das Erléschen entsprechender Entschadigungsanspriiche hingewiesen.

Rotenburg (Wimme), den 15.11.2011

Der Birgermeister
Eichinger
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21

7. Satzung
zur Anderung der Satzung der Stadt Visselhdvede
Uber die Erhebung von Gebuhren fur die Abwasserbeseitigung
(Abgabensatzung fur Abwasserbeseitigung)

Aufgrund der 88 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO) i. d. F. vom 28.10.2006 (Nds.
GVBI. S. 473), zuletzt geandert durch Gesetz vom 07.12.2006 (Nds. GVBI. S. 575), und § 5, 6 und 8 des Niedersachsi-
schen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 (Nds. GVBI. S. 41) hat der Rat der Stadt Visselho-
vede in seiner Sitzung am 13.09.2011 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung der Stadt Visselhdvede uber die Erhebung von Gebuhren fir die Abwasserbeseitigung vom 15.12.2004 wird
wie folgt geandert:

a) § 4 Abs. 1 erhdlt folgende Fassung:
(1) Die Abwassergebuhr betragt je m3 Schmutzwasser 2,35 EUR.
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b) § 4 Abs. 3 erhélt folgende Fassung:

(3) Die Abwassergebhr fir die Beseitigung von Niederschlagswasser betragt je Berechnungseinheit jahrlich 15,50 EUR.

Artikel 2
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft.
Visselhdvede, den 13.09.2011
Strehse (L.s)
Birgermeisterin
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21
9. Satzung

zur Anderung der Satzung uber die Erhebung von Gebiihren
fur die Schmutzwasserbeseitigung der Samtgemeinde Selsingen
in den Einzugsbereichen der Abwasserreinigungsanlagen Selsingen und Rockstedt
(Schmutzwassergebihrensatzung Selsingen/Rockstedt)

Aufgrund der 88 6, 40 und 83 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung vom 28.10.2006 (Nds.
GVBI. S. 473), zuletzt geandert durch Gesetz vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) und der 88 2 und 6 d des Nieder-
séchsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 (Nds. GVBI. S. 41), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 26.05.2011 (Nds. GVBI. S. 130), hat der Rat der Samtgemeinde Selsingen in seiner Sitzung am 13.10.2011
folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Die Satzung Uber die Erhebung von Geblihren fiir die Schmutzwasserbeseitigung der Samtgemeinde Selsingen in den
Einzugsbereichen der Abwasserreinigungsanlagen Selsingen und Rockstedt vom 06.12.1995 (Amtsblatt Landkreis ROW
Nr. 24, S. 272), zuletzt geéndert durch Satzung vom 28.04.2011 (Amtsblatt Landkreis ROW Nr.9) wird wie folgt

geandert:

In § 4 Abs. 2 wird der Geblihrensatz von 2,38 € durch 2,51 € ersetzt.

Artikel 2
Diese Satzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft.
Selsingen, 13.10.2011
Pape
Samtgemeindebirgermeister
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21
Satzung

Uber die Abwasserbeseitigung und den Anschluss
an die offentliche Abwasserbeseitigungsanlage der Samtgemeinde Sittensen
(Abwasserbeseitigungssatzung)

Aufgrund des § 6 der Niederséchsischen Gemeindeordnung (NGO) in Verbindung mit § 96 des Niedersachsischen
Wassergesetzes (NWG) hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 13.10.2011 folgende Satzung
beschlossen:
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1)

2)

3)

4)

1)

2)

3)

4.

5)

6.)

7)

I. Allgemeine Bestimmungen

81
Allgemeines

Die Samtgemeinde Sittensen betreibt nach MaRgabe dieser Satzung zur Beseitigung des in ihrem Entsorgungsge-
biet anfallenden Abwassers (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) eine rechtlich jeweils selbstandige Anlage

a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung in den Gemeinden Grof3 Meckelsen, Klein Meckelsen, Sittensen,
Tiste, Lengenbostel und Vierden sowie Teilbereiche der Gemeinde Kalbe (Einrichtung ,Sittensen®);

b) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung in den Gemeinden Hamersen, Wohnste sowie Teilbereiche der
Gemeinde Kalbe (Einrichtung ,Klarteiche*)

c) zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung;
d) zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung

als o¢ffentliche Einrichtung.

Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasserbehandlungsanlagen im Trenn- und
Mischverfahren (zentrale Abwasseranlagen) oder mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und
Behandlung von Abwasser einschlieRlich Fakalschlamm (dezentrale Abwasseranlagen).

Die Samtgemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

Art, Lage und Umfang der o6ffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung und
Sanierung bestimmt die Samtgemeinde im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

§2
Begriffsbestimmungen

Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Ver-
sickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie die Beseitigung des in Kleinklaranlagen anfallenden
Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers.

Grundstlick im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstiick im birgerlich-rechtlichen Sinne.

Grundstiicksentwésserungsanlagen sind alle Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung, soweit sie nicht Bestandteil
einer 6ffentlichen Abwasseranlage sind.

Die zentralen o6ffentlichen Anlagen zur Schmutzwasserbeseitigung enden jeweils hinter dem Revisionsschacht auf
dem zu entwéassernden Grundstick.

Wird die Schmutzwasserbeseitigung im Druckentwasserungsverfahren durchgefiihrt, so endet die 6ffentliche Ein-
richtung mit dem Hauspumpwerk.

Die zentrale o6ffentliche Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung endet an der Grenze des zu entwassernden
Grundstucks.

Zu den zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen gehdren das gesamte offentliche Entwésserungsnetz einschlielich
aller technischen Einrichtungen wie

a) Leitungsnetz mit - je nach den ortlichen Verhaltnissen - getrennten Leitungen fur Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser (Trennverfahren) oder/und gemeinsamen Leitungen fur beide Abwasserarten (Mischverfahren),
die Grundstiicksanschlisse, Reinigungs- und Revisionsschachte, Hauspumpwerke, Pumpstationen und Ruck-
haltebecken;

b) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers wie z. B. die Klarwerke und &hnliche Anlagen, die im Eigen-
tum der Samtgemeinde stehen, und ferner die von Dritten hergestellten und unterhaltenen Anlagen, deren sich
die Samtgemeinde bedient;

c) offene und verrohrte Graben und Wasserlaufe, wenn ihnen wasserrechtlich die Gewassereigenschaft entzogen
ist und sie zur Aufnahme der Abwasser dienen.

Zur dezentralen offentlichen Abwasseranlage gehoren alle Vorkehrungen und Einrichtungen fur Abfuhr und
Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben und aus Kleinklaranlagen einschlieBlich Fékalschlamm
aulRerhalb des zu entwassernden Grundstiicks.

Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grundstuckseigentimer beziehen, gelten die Regelungen ent-

sprechend auch fiir Erbbauberechtigte und solche Personen, die die tatsachliche Gewalt tiber eine bauliche Anlage
oder ein Grundstiick ausuben.
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1)

2)

3)

4)

5)

§3
Anschlusszwang

Jeder Grundstiickseigentumer ist verpflichtet, sein Grundstiick nach Mal3gabe der folgenden Bestimmungen an
eine offentliche Abwasseranlage anzuschlieen, sobald auf seinem Grundstiick Abwasser auf Dauer anféllt.

Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstiick mit Geb&auden fur den dauernden oder
voriibergehenden Aufenthalt von Menschen oder fur gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der
Bebauung des Grundstiicks begonnen wurde oder das Grundstiick derart befestigt worden ist, dass Nieder-
schlagswasser als Abwasser anfallt.

Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss an die zentrale Abwasseranlage, soweit die 6ffentli-
chen Kanalisationsanlagen fur das Grundstick betriebsbereit vorhanden sind, sonst auf den Anschluss des
Grundstuicks an die dezentrale Abwasseranlage.

Besteht ein Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage, kann die Samtgemeinde den Anschluss an die zentrale
Abwasseranlage verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 3 nachtraglich eintreten. Der Grundstiicksei-
gentimer erhdlt eine entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung zum Anschluss seines Grundstickes an die
zentrale Abwasseranlage. Der Anschluss ist innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Aufforderung vorzu-
nehmen.

Werden an einer ErschlieBungsstralie, in die spater Entwasserungskanéle eingebaut werden sollen, Neubauten
errichtet, so sind auf Verlangen der Samtgemeinde alle Einrichtungen fir den kunftigen Anschluss an die zentrale
Abwasseranlage vorzubereiten.

§4
Benutzungszwang

Wenn und soweit ein Grundstiick an eine offentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Grundstlickseigentiimer
verpflichtet, alles anfallende Abwasser - sofern nicht eine Einleitungsbeschrankung nach § 8 gilt- der offentlichen
Abwasseranlage zuzufuhren.

1)

2)

3)

1)

2)

3)

§5
Ausnahme und Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

Ist ein gesammeltes Fortleiten von Niederschlagswasser zur Verhitung von Beeintrdchtigungen des Wohls der
Allgemeinheit nicht erforderlich, so kann die Samtgemeinde rdumlich abgegrenzte Teile des Entsorgungsgebietes
oder einzelne Grundsticke vom Anschluss- und Benutzungszwang ausnehmen. Eine solche Ausnahmeentschei-
dung ist den betroffenen Grundstiickseigentiimern mitzuteilen. Mit der Bekanntgabe der Entscheidung sind die
betroffenen Grundstiickseigentimer an Stelle der Samtgemeinde zur Beseitigung des Niederschlagswassers ver-
pflichtet (8 96 Abs. 3 NWG).

Bei der zentralen Abwasseranlage (Schmutzwasser) kann die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf
Antrag gewdahrt werden, wenn der Anschluss des Grundsticks fur den Grundstickseigentimer unter Beruck-
sichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist. Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Auffor-
derung zum Anschluss bei der Samtgemeinde zu stellen. Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht fiir das
Grundstlick hinsichtlich der Schmutzwasserentsorgung die Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung der
dezentralen Abwasseranlage.

Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder auf eine
bestimmte Zeit ausgesprochen werden.
§6
Entwésserungsgenehmigung

Die Samtgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Genehmigung zum Anschluss an die
jeweilige offentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwasserungsgenehmigung). Anderungen der
Grundstiicksentwésserungsanlage, der der Entwasserungsgenehmigung zugrunde liegenden Abwasserverhéaltnisse
oder des Anschlusses an die Abwasseranlagen bedurfen ebenfalls einer Entwasserungsgenehmigung.

Entwasserungsgenehmigungen sind vom Grundstiickseigentimer schriftlich zu beantragen (Entwésserungsantrag).

Die Samtgemeinde entscheidet, ob und in welcher Weise das Grundstiucks anzuschlieRen ist. Sie kann Unter-
suchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der Grundstiicksentwasserungsanlagen durch
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4.

5)

6.

7)

8.

1)

2)

Sachverstandige verlangen, sofern das zur Entscheidung Uber den Entwasserungsantrag erforderlich erscheint. Die
Kosten hat der Grundstilickseigentiimer zu tragen.

Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lasst diese unberthrt. Sie gilt auch fir und gegen die
Rechtsnachfolger des Grundstlickseigentiimers. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die fur den Bau
oder Betrieb der Grundstiicksentwasserungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten.

Die Samtgemeinde kann - abweichend von den Einleitungsbedingungen des § 8- die Genehmigung unter
Bedingungen und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der nachtraglichen Einschrankung oder
Anderung erteilen.

Die Samtgemeinde kann dem Grundstickseigentimer die Selbstiiberwachung seiner Grundstiicksentwas-
serungsanlage sowie die Verpflichtung zur Vorlage der Untersuchungsergebnisse auferlegen. Sie kann ferner
anordnen, dass der Grundstiickseigentiimer eine regelméaRige Uberwachung durch die Samtgemeinde zu dulden
und die dadurch bedingten Kosten zu erstatten hat.

Vor der Erteilung der Entwasserungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder der Anderung der Grundstiicks-
entwasserungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit die Samtgemeinde ihr Einverstandnis erteilt hat.

Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder Anderung
der Grundstiicksentwasserungsanlage nicht begonnen oder wenn die Ausfiihrung zwei Jahre unterbrochen worden
ist. Die Frist kann auf Antrag um jeweils héchstens zwei Jahre verlangert werden.

§7
Entwasserungsantrag

Der Entwésserungsantrag ist bei der Samtgemeinde mit dem Antrag auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die
Entwasserungsgenehmigung wegen eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Féllen
des § 3 Abs. 4 ist der Entwasserungsantrag spatestens einen Monat nach der Aufforderung zum Anschluss vor-
zulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Antrag einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen.

Der Antrag fur den Anschluss an eine zentrale Abwasseranlage hat zu enthalten:

a) Erlauterungsbericht mit
- einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung
- Angabe Uber die GréRRe und Befestigungsart der Hofflachen,

b) Beschreibung des gewerblichen Betriebes, dessen Abwasser eingeleitet werden soll, nach Art und Umfang der
Produktion und der Anzahl der Beschéftigten sowie des voraussichtlich anfallenden Abwassers nach Menge und
Beschaffenheit,

c) bei Grundstiicksentwéasserungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben tber
- Menge und Beschaffenheit des Abwassers
- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage
- Behandlung und Verbleib von anfallenden Riickstanden (z.B. Schlamme, Feststoffe, Leichtstoffe)

- Anfallstelle des Abwassers im Betrieb,
d) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschlieBenden Grundstiickes im MaRstab nicht kleiner als
1:500 mit folgenden Angaben:
- StralRen und Hausnummer,
- Gebaude und befestigte Flachen
- Grundstucks- und Eigentumsgrenzen
- Lage der Haupt- und Anschlusskanéle
- Gewasser, soweit vorhanden oder geplant
- in der Nahe der Abwasserleitungen vorhandenen Baumbestand,
Schnittplan im Maf3stab 1:100 durch die Fall- und Entliftungsrohre des Gebdudes mit den Entwasserungsprojekten

und Langsschnitt durch die Grundleitung und die Revisionsschichte mit Angaben der Hohenmale des Grundstiicks
und der Sohlenhdhe im Verhdltnis zur Stral3e, bezogen auf NN,

f) Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maf3stab 1:100, soweit dies zur Darstellung der Grundstiicksent-
wasserungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse missen insbesondere die Bestimmung der einzelnen
Raume und samtliche in Frage kommenden Einlaufe sowie die Ableitung unter Angabe der lichten Weite und
des Materials erkennen lassen, ferner die Entliftung der Leitungen und die Lage etwaiger Absperrschieber,
Ruckstauverschlisse oder Hebeanlagen.
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3)

4)

1)

2)

3)

4)

5.

6.)

Der Antrag fir den Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage hat zu enthalten:
a) Angaben Uber Art und Bemessung der Grundstiicksentwdsserungsanlage,
b) Nachweis der wasserbehdrdlichen Einleitungserlaubnis fir die Grundsticksentwésserungsanlage,
c) Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschlieRenden Grundstiucks im MaRstab nicht kleiner als
1:500 mit folgenden Angaben:
- Strafl’e und Hausnummer
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstiick
- Lage der Kleinklaranlage bzw. Sammelgrube
- Lage der Entwasserungsleitungen aulRerhalb des Gebaudes mit Schachten
- Anfahr- und Entleerungsmaoglichkeit fiir das Entsorgungsfahrzeug.

Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Niederschlagswasserleitungen mit gestrichelten Linien und
Mischwasserleitungen strichpunktiert darzustellen. Spéater auszufilhrende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind
vorhandene Anlagen schwarz, neue Anlagen rot und abzubrechende Anlagen gelb kenntlich zu machen. Die fir
Prifungsvermerke bestimmte griine Farbe darf nicht verwendet werden.

§8
Einleitungsbedingungen

Fir die Benutzung der offentlichen Abwasseranlagen gelten die in Abs. 2 - 14 geregelten Einleitungsbedingungen.
Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung genehmigt wird, treten die in dieser Genehmigung
bestimmten Werte an die Stelle der in den nachfolgenden Absatzen festgelegten Einleitungsbedingungen. Eine
aufgrund der Indirekteinleiterverordnung erteilte Einleitungsgenehmigung ersetzt fur ihren Geltungsumfang die
Entwasserungsgenehmigung nach dieser Satzung nicht.

Alle Abwasser durfen nur Uber die Grundstiicksentwdsserungsanlage eingeleitet werden.

In den nach dem Trennverfahren entwasserten Gebieten darf Niederschlagswasser, Grund- oder Dranwasser sowie
unbelastetes Kiihlwasser nur in den Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den Schmutzwasserkanal
eingeleitet werden.

In die offentlichen Abwasseranlagen dirfen solche Stoffe nicht eingeleitet werden, die
- die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen fihren,

- giftige, Ubelriechende oder explosive DAmpfe oder Gase bilden,

- Bau- und Werkstoffe in starkerem Maf3e angreifen,

- die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung erschweren.

Hierzu gehéren insbesondere folgende Stoffe:
- Schutt, Asche, Glas, Sand, Mill, Kiichenabfélle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste;

Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u. &. (diese Stoffe diirfen auch in zerkleinertem Zustand nicht ein-
geleitet werden);

Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mortel, fliissige und spéater erhartende Abfélle sowie
Bitumen und Teer und deren Emulsionen;

Jauche, Gille, Mist, Silagesickersaft, Blut und Molke;
Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die Olabscheidung verhindern;

Benzin, Heizol, Schmierdl, tierische und pflanzliche Ole und Fette einschlieRlich des durch diese Stoffe verunrei-
nigten Waschwassers;

Sauren und Laugen (zulassiger pH-Bereich 6,5-10), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, Schwefelwasser-
stoff; Blausaure und Stickstoffwasserstoffsdure sowie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden; ausgesprochen
toxische Stoffe.

Falls Stoffe dieser Art in stark verdinnter Form anfallen und dabei die in Abs. 7 genannten Einleitungswerte nicht
Uberschritten werden, gilt das Einleitungsverbot nicht; das Verdinnungs- und Vermischungsverbot nach Abs. 11
bleibt von dieser Regelung unberuhrt.

Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der 2. Strahlenschutzverordnung vom
13.10.1976 i. d. F. vom 18.05.1989 - insbesondere § 46 Abs. 4 - entspricht.

Gentechnisch neukombinierte Nukleinséduren sind vor der Einleitung in die zentrale Abwasseranlage vollstandig zu
inaktivieren. Fir diese Vorbehandlung ist ein Gutachten nach § 6 Abs. 3 vorzulegen.
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7.)

Abwasser - insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Kranken-
hauser) - diurfen, abgesehen von den lbrigen Begrenzungen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet werden, wenn
sie in der Stichprobe folgende Einleitungswerte nicht tiberschreiten:

1. Allgemeine Parameter

a) Temperatur: 35°C
(DIN 38404-C 4, Dez. 1976)
b) pH-Wert: wenigstens 6,5
(DIN 38404-C 5, Jan. 1984) hochstens 10,0
c) Absetzbare Stoffe: nicht begrenzt

(DIN 38409-H 9-2, Jul. 1980)

Soweit eine Schlammabscheidung wegen der ord-
nungsgemalen Funktionsweise der 6ffentlichen
Abwasseranlage erforderlich ist, kann eine Be-
grenzung im Bereich von 1 - 10 ml/l nach 0,5 Stun-
den Absetzzeit, in besonderen Fallen auch darun-
ter, erfolgen.

2. Schwerfliichtige lipophile Stoffe
(u. a. verseifbare Ole, Fette)

a) direkt abscheidbar 100 mgl/l
(DIN 38409-H 19, Febr. 1986)
b) soweit Menge und Art des Abwassers bei Bemes-

sung nach DIN 4040 zu Abscheideranlagen Uber
Nenngrof3e 10 (> NG 10) fiihren:

gesamt (DIN 38409-H 17, Mai 1981) 250 mg/l
3. Kohlenwasserstoffe
a) direkt abscheidbar 50 mg/l
(DIN 38409-H 19, Febr. 1986) DIN 1999 Teil 1 - 6 beachten.

Bei den in der Praxis haufig festzustellenden
Zulaufkonzentrationen und richtiger Dimen-
sionierung ist der Wert von 50 mg/| bei ord-
nungsgemafem Betrieb erreichbar.

b) gesamt (DIN 38409-H 18, Febr. 1986) 100 mgl/l

c) soweit im Einzelfall eine weitergehende Entfernung
der Kohlenwasserstoffe erforderlich ist:
gesamt (DIN 38409-H 18, Febr. 1986) 20 mg/l

4. Halogenierte organische Verbindungen

a) absorbierbare organische Halogenverbindungen 1 mgl/l
(AOX) (DIN 38409-H 14-8.22, Méarz 1985)

b) Leichtflichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe
(LHKW) als Summe aus Trichlorethen, Tetrachlo-
rethen, 1, -1, 1- Trichlorethan, Dichlormethan
gerechnet als Chlor (Cl) 0,5 mg/l

5. Organische halogenfreie Losemittel
Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biolo-
gisch abbaubar (DIN 38407-F 9, Mai 1991): Entspre-
chend spezieller Festlegung, jedoch Richtwert nicht
groéRer als er der Loslichkeit entspricht oder als 5 g/l

6. Anorganische Stoffe (geldst und ungelést)

a) Antimon (Sh) 0,5 mg/l
(DIN 38406-E 22, Mérz 1988)

b) Arsen (As) 0,5 mg/l
(DIN 38405-D 18, Sept. 1985/Aufschluf’ nach 10.1)

c) Barium (Ba) 5 mgl/l
(Bestimmung von 33 Elementen mit ICP-OES)

d) Blei (Pb) 1 mg/l

(DIN 38406-E 6-3, Mai 1981 oder
DIN 38406-E 22, Marz 1988)
e) Cadmium (Cd) 0,5 mgl/l
(DIN 38406-E 19-3, Jul. 1980 oder
DIN 38406-E 22, Mé&rz 1988)
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9)

h)

)

k)

)

m)

n)
0)

p)

Chrom
(DIN 38406-E 22, Méarz 1988 oder
DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)

Chrom (sechswertig)
(DIN 38405-D 24, Mai 1987)

Cobalt
(DIN 38406-E 22, Méarz 1988 oder
entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)

Kupfer
(DIN 38406-E 22, Marz 1988 oder
DIN 38406-E 7-2, Sept. 1991)

Nickel
(DIN 38406-E 22, Méarz 1988 oder
DIN 38406-E 11-2, Sept. 1981)

Quecksilber
(DIN 38406-E 12-3, Jul. 1980)

Selen

Silber

(DIN 38406-E 22, Mé&rz 1988 oder
entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)
Zink

(DIN 38406-E 22, Mé&rz 1988)

Zinn

(DIN 38406-E 22, Méarz 1988 oder
entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985)

Aluminium und Eisen (Al) und (Fe)

. Anorganische Stoffe (gel6st)

a)

b)

)
d)

e)

f)

9)

h)

Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak
(DIN 38406-E 5-2, Okt. 1983
0. DIN 38406-E 5-1, Okt. 1983)

Stickstoff aus Nitrit, falls gréRere Frachten anfallen
(DIN 38405-D 10, Febr. 1981 oder

DIN 38405-D 19, Febr. 1988 oder

DIN 38405-D 20, Sept. 1991)

Cyanid, gesamt

(DIN 38405-D 13-1, Febr. 1981)
Cyanid, leicht freisetzbar

(DIN 38405-D 13-2, Febr. 1981)

Fluorid
(DIN 38405-D 4-1, Jul. 1985 oder
DIN 38405-D 19, Sept. 1991)

Phosphorverbindungen
(DIN 38405-D 11-4, Okt. 1983)

Sulfat

(DIN 38405-D 19, Febr. 1988 oder
DIN 38405-D 20, Sept. 1991 oder
DIN 38405-D 5, Jan. 1985)

Sulfid
(DIN 38405-D 26, Apr. 1989)

. Weitere organische Stoffe

a)

b)

wasserdampffliichtige, halogenfreie Phenole
(DIN 38409-H 16-2, Jun. 1984 oder
DIN 38409-H 16-3, Jun. 1984)

Farbstoffe
(DIN 38404-C 1-1, Dez. 1976 oder
DIN 38404-C 1-2, Dez. 1976)
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(Cn) 1 mg/l
(Cr) 0,2 mgl/l
(Co) 2 mg/l
(Cu) 1 mg/l
(Ni) 1 mgl/l
(Ho) 0,1 mg/l
(Se) 2 mgl/l
(Ag) 1 mgl/l
(zn) 5 mgl/l
(Sn) 5 mgl/l

keine Begrenzung soweit keine Schwierig-
keiten bei der Abwasserableitung und -reini-
gung auftreten (s. Nr. 1 ¢)

(NH4 N + NH3 N)

100 mg/l < 5000 EW
200 mg/l > 5000 EW

(NO2 -N) 10 mg/l
(CN) 20 mg/l
(CN) 1 mg/l
(F) 50 mg/l
P) 50 mg/l
(SO4) 600 mg/l
(S) 2 mgl/l

(als C6H50H) 100 mg/l

Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass
der Vorfluter nach Einleitung des Ablaufs
einer mech.-biologischen Klaranlage visuell
nicht mehr gefarbt erscheint.



8.

9)

10.

11.

12.

13.

)

N

)

—

9. Spontane Sauerstoffzehrung 100 mgl/l
(DIN 38408-G 24, Aug. 1987)

10. Fur vorstehend nicht aufgefiihrte Stoffe werden die Einleitungswerte im Bedarfsfalle festgesetzt.

Die vorstehend genannten Grenzwerte beziehen sich auf das Abwasser unmittelbar im Ablauf der Abwasseranfall-
stelle. Sofern dort eine Messung aus technischen Griinden nicht erfolgen kann, muss die Probenahmemaéglichkeit
vom Grundstickseigentimer so geschaffen werden, dass eine Abwasserprobe vor einem Vermischen dieses
Abwassers mit Abwéssern aus anderen Bereichen ohne einen das ubliche MaR3 Uibersteigenden Aufwand von der
Samtgemeinde durchgefihrt werden kann.

Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten Grundstiicken oder von anderem
nicht hauslichen Schmutzwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie
umfasst mindestens finf Stichproben, die - in einem Zeitraum von héchstens zwei Stunden im Abstand von nicht
weniger als zwei Minuten entnommen - gemischt werden. Bei den Parametern Temperatur und pH-Wert gilt davon
abweichend die einfache Stichprobe.

Bei der Einleitung sind die vorstehend in Abs. 7 genannten Grenzwerte einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann
als eingehalten, wenn die Ergebnisse der jeweils letzten fiinf im Rahmen der gemeindlichen Uberwachung durch-
gefiihrten Uberpriifungen in vier Fallen diesen Wert nicht tiberschreiten und kein Ergebnis den Wert um mehr als
100 % ubersteigt.

Uberpriifungen, die langer als drei Jahre zuriickliegen, bleiben unberiicksichtigt.

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit der Abwésser notwendigen Untersuchungen
sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der Fassung
der 26. Lieferung 1992 auszufiihren, wobei die in § 8 Abs. 7 zu den einzelnen Grenzwerten angegebenen DIN-
Normen anzuwenden sind.

Hohere Einleitungswerte kénnen im Einzelfall - nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs - zugelassen wer-
den, wenn nach den Besonderheiten des Falles die schadlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwasser innerhalb
dieser Grenzen fur die 6ffentlichen Abwasseranlagen, die bei ihnen beschéftigten Personen und die Abwasserbe-
handlung vertretbar sind.

Niedrigere als die aufgefiihrten Einleitungswerte und Frachtenbegrenzungen kénnen im Einzelfall festgesetzt und
die Einhaltung der geringeren Einleitungswerte kann angeordnet werden, soweit dies nach den Umstanden des
Falles geboten erscheint, um eine Gefahrdung der o6ffentlichen Abwasseranlagen oder der bei den Anlagen
beschaftigten Personen, die Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen oder eine Erschwerung der Abwas-
serbehandlung sowie der landwirtschaftlichen Klarschlammverwertung zu verhiiten. Das Einleiten oder Einbringen
von Stoffen, die die geringeren Einleitungswerte lberschreiten, fallt im Geltungsbereich der Anordnung unter das
Einleitungsverbot nach Abs. 7.

Es ist unzuldssig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik Abwasser zu verdiinnen oder
zu vermischen, um Einleitungswerte zu umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. Dies gilt nicht in Bezug
auf den Parameter Temperatur.

Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser nicht den Anforderungen gemaR den vorstehenden
Regelungen entspricht, so sind geeignete Vorbehandlungsanlagen zu erstellen und geeignete Rickhaltungsmali3-
nahmen zu ergreifen.

Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet Vorbehandlungsanlagen so zu planen, zu betreiben, zu tiberwachen und
zu unterhalten, dass die Schéadlichkeit und Menge des Abwassers unter Beachtung und Anwendung der allgemein
anerkannten Regeln der Abwassertechnik so gering wie moglich gehalten wird.

Die Samtgemeinde kann verlangen, dass eine Person bestimmt und der Samtgemeinde schriftlich benannt wird, die
fur die Bedienung der Vorbehandlungsanlagen verantwortlich ist.

Der Betreiber solcher Anlagen hat durch Eigenkontrolle zu gewdhrleisten, dass die Einleitungswerte gemaf den
vorstehenden Einleitungsbedingungen fiir Abwasser eingehalten werden. Uber die Eigenkontrolle ist ein Betriebs-
tagebuch zu fithren. Die Eigenkontrollen sind entsprechend der in Abs. 8 und 9 fiir die behérdliche Uberwachung
genannten Festlegungen hinsichtlich Art, Haufigkeit, Bewertung und Durchfilhrung vorzunehmen. Eine behérdlich
durchgefiihrte Kontrolle ersetzt die Eigenkontrolle nicht.

Sobald ein Uberschreiten der Einleitungswerte oder ein sonstiger Versto? gegen die Einleitungsbedingungen fest-
gestellt wird, hat der Grundstiickseigentimer oder der Betreiber der Anlage die Samtgemeinde unverziglich zu
unterrichten.

Die Samtgemeinde kann eine Rickhaltung des Niederschlagswassers auf dem Grundstick fordern, wenn die
zulassigen Abflussmengen Uberschritten werden.
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14.) Werden von dem Grundstiick Stoffe oder Abwasser im Sinne der Abs. 4 bis 7 unzulassigerweise in die 6ffentlichen

1)

2)

3)

4)

5)

6.

1)

2)

3)

4.

5)

Abwasseranlagen eingeleitet, ist die Samtgemeinde berechtigt, auf Kosten des Grundstiickseigentiimers die
dadurch entstehenden Schéden in der Abwasseranlage zu beseitigen, Untersuchungen und Messungen des
Abwassers vorzunehmen und selbsttatige Messgerate mit den dafur erforderlichen Kontrollschéchten einbauen zu
lassen.

Il. Besondere Bestimmungen flr zentrale Abwasseranlagen

89
Grundstiicksanschluss

Bei der Schmutzwasserbeseitigung im Freigefélle und bei der Niederschlagswasserbeseitigung muss jedes Grund-
stlick einen eigenen, unmittelbaren Anschluss an die jeweilige 6ffentliche Abwasseranlage haben.

Bei der Schmutzwasserbeseitigung im Druckentwasserungsverfahren kénnen sich bis zu drei Grundstiicke einen
gemeinsamen Anschluss mit einem Hauspumpwerk teilen.

Die Lage und lichte Weite des Anschlusskanals und die Anordnung der Revisionsschéchte auf dem zu entwés-
sernden Grundstuck bestimmt die Samtgemeinde.

Die Samtgemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstiicke an einen gemeinsamen
Anschlusskanal zulassen. Diese Aushahme setzt voraus, dass die beteiligten Grundstiickseigentiimer die Verle-
gung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstiucksentwésserungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstiick
durch Eintragung einer Baulast und einer Dienstbarkeit gesichert haben.

Die Samtgemeinde lasst die Grundstiicksanschlisse fur die Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung
(Anschlusskanal vom Hauptsammler bis einschlie3lich Revisionsschaft auf dem zu entwédssernden Grundstuck bei
der Schmutzwasserbeseitigung bzw. bis zur Grenze des zu entwassernden Grundstlicks bei der Niederschlags-
wasserbeseitigung) herstellen.

Ergeben sich bei der Ausfiihrung des Grundstiicksanschlusses unvorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein
Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern kénnen, so hat der Grundstiickseigentiimer den dadurch fir die
Anpassung seiner Grundstiicksentwésserungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der Grundstickseigenti-
mer kann keine Anspriiche geltend machen fiir Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die durch solche Anderun-
gen der Grundstiicksanschlisse beim Bau und beim Betrieb der Grundstucksentwésserungsanlage entstehen.

Die Samtgemeinde hat den Grundstiicksanschluss zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. Die Kosten tragt
der Grundstickseigentimer, wenn die Reinigung und die Unterhaltung durch sein Verschulden erforderlich
geworden ist.

Der Grundstiickseigentiimer darf den Grundstiicksanschluss nicht verandern oder verandern lassen.

810
Grundstlicksentwasserungsanlage

Die Entwasserungsanlage auf dem anzuschlieBenden Grundstiick ist vom Grundstiickseigentiimer nach den jeweils
geltenden Regeln der Technik, insbesondere gem. DIN 1986 und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf
eigene Kosten zu errichten und zu betreiben.

Die Herstellung und Verfillung von Rohrgraben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgraben,
das Verlegen des Hausanschlusses bis zum Revisionsschacht sowie das Verfillen der Rohrgraben darf nur durch
einen Unternehmer erfolgen, der gegenliber der Samtgemeinde die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat.

Die Grundstiicksentwasserungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Samtgemeinde in Betrieb genom-
men werden. Bis zur Abnahme einschl. der Dichtigkeitsprifung gem. DIN 4033 dirfen Rohrgraben nicht verfllt
werden. Uber das Priifungsergebnis wird ein Abnahmeschein ausgefertigt, soweit das Priifungsergebnis die Inbe-
triebnahme der Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mangel festgestellt, so sind diese innerhalb einer zu
stellenden Frist zu beseitigen. Der Abnahmeschein befreit den Grundstiickseigentiimer nicht von seiner Haftung fiir
den ordnungsgemaRen Zustand der Grundstiicksentwasserungsanlage.

Die Grundstiicksentwédsserungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsféhigen Zustand zu erhalten.
Werden Mangel festgestellt, so kann die Samtgemeinde fordern, dass die Grundstiicksentwasserungsanlage auf
Kosten des Grundstlickseigentiimers in den vorschriftsmaRigen Zustand gebracht wird.

Entsprechen vorhandene Grundstiicksentwasserungsanlagen einschlie3lich etwaiger Vorbehandlungsanlagen nicht
oder nicht mehr den jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat sie der Grundstlickseigentimer
auf Verlangen der Samtgemeinde auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Fir die Anpassung ist dem
Grundstiuckseigentimer eine angemessene Frist einzuraumen.
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1)

2)

3)

1)

2)

1)

2)

3)

Der Grundstiickseigentiimer ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, wenn Anderungen an der offentlichen
Abwasseranlage das erforderlich machen.

Die Anpassungsmaflnahmen bedurfen der Genehmigung durch die Samtgemeinde. Die 88 6 und 7 sind entspre-
chend anzuwenden.

§11
Uberwachung der Grundstiicksentwésserungsanlage

Der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten ist zur Prufung der Grundsticksentwésserungsanlage oder zur Besei-
tigung von Stdrungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen und
zu den Abwasseranfallstellen zu gewahren. Sie sind berechtigt, notwendige MaflRnahmen anzuordnen, insbe-
sondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu Uberpriifen und Proben zu entnehmen.

Alle Teile der Grundstiicksentwédsserungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Revisionsschéchte,
Ruickstauverschlisse sowie Abwasserbehandlungsanlagen missen zugénglich sein.

Der Grundstiuckseigentimer ist verpflichtet, alle zur Prifung der Grundstiicksentwésserungsanlage geforderten
Auskunfte zu erteilen.

§12
Sicherung gegen Ruckstau

Rickstauebene ist die Stral3enoberflache vor dem anzuschlieBenden Grundstiick. Unter der Rickstauebene lie-
gende Raume, Schachte, Schmutz- und Regenwasserabldufe usw. missen gemafRl DIN 1986 gegen Rickstau
abgesichert sein. Die Absperrvorrichtungen gemafR DIN 1997 sind dauernd geschlossen zu halten und dirfen nur
bei Bedarf getffnet werden.

Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein kénnen oder die angrenzenden Raume unbedingt
gegen Rickstau geschiitzt werden mussen, z. B. Wohnungen, gewerbliche Raume, Lagerrdume fir Lebensmittel
oder andere wertvolle Guter, ist das Schmutzwasser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebeanlage bis
Uber die Rickstauebene zu heben und dann in die 6ffentliche Abwasseranlage zu leiten oder der Einbau einer
elektrischen Riickstausicherung gem. DIN 19578 vorzunehmen.

Ill. Besondere Vorschriften fir die dezentrale Abwasseranlage

§13
Bau, Betrieb und Uberwachung

Die Grundstiicksentwésserungsanlagen (abflusslose Sammelgruben, Kleinklaranlagen) sind vom Grundstiicks-
eigentimer gem. DIN 1986 und DIN 4261 (,Kleinklaranlagen, Anwendung, Bemessung, Ausfuhrung und Betrieb®)
zu errichten und zu betreiben.

Die Grundstucksentwasserungsanlagen sind so anzulegen, dass das Entsorgungsfahrzeug ungehindert an- und
abfahren und die Grundstiicksentwésserungsanlage ohne weiteres entleert werden kann.

Fiir die Uberwachung gilt § 11 sinngemaR.

§14
Einbringungsverbote

In die Grundstucksentwésserungsanlage dirfen die in 8§ 8 Abs. 4 aufgefuihrten Stoffe nicht eingeleitet werden. § 8 Abs. 4
Satz 3 bleibt unberthrt.

1)

§15
Entleerung

Die abflusslosen Sammelgruben und Kleinklaranlagen werden von der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten
regelmaRig entleert bzw. entschlammt. Zu diesem Zweck ist der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten ungehin-
dert Zutritt zu gewéhren. Das anfallende Abwasser bzw. der anfallende Fakalschlamm werden einer Behandlungs-
anlage zugefihrt.
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2)

Im Einzelnen gilt fir die Entleerungshaufigkeit:

a) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, rechtzeitig
- mindestens eine Woche vorher - bei der Samtgemeinde die Notwendigkeit einer Grubenentleerung anzuzei-
gen.

b) Kleinklaranlagen werden bei Bedarf entschlammt, wobei in der Regel jedoch Mehrkammer-Absetzgruben einmal
jahrlich und Mehrkammer-Ausfaulgruben in zweijahrigem Abstand zu entschlammen sind.

Die Samtgemeinde oder ihre Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann offent-
lich geschehen. Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung
zum festgesetzten Zeitpunkt erfolgen kann.

IV. Schlussvorschriften

8§16
MaRnahmen an den 6ffentlichen Abwasseranlagen

Einrichtungen o&ffentlicher Abwasseranlagen diirfen nur von Beauftragten der Samtgemeinde oder mit Zustimmung der
Samtgemeinde betreten werden. Eingriffe an 6ffentlichen Abwasseranlagen sind unzulassig.

1)

2)

3)

4.

5)

1)

2)

1)

2)

3)

§17
Anzeigepflichten

Entfallen fiir ein Grundstlick die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (8 3 Abs. 1), so hat der Grundstiicks-
eigentumer dies unverziiglich der Samtgemeinde mitzuteilen.

Gelangen geféhrliche oder schéadliche Stoffe in eine der 6ffentlichen Abwasseranlagen, so ist die Samtgemeinde
unverzuglich zu unterrichten.

Der Grundstickseigentimer hat Betriebsstérungen oder Mangel am Anschlusskanal unverziglich der Samtge-
meinde mitzuteilen.

Wechselt das Eigentum an einem Grundstick, so hat der bisherige Eigentimer die Rechtsanderung unverziglich
der Samtgemeinde schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch der neue Eigentiimer verpflichtet.

Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich andern (z. B. bei Produktionsumstellungen), so hat der Grund-
stlickseigentiimer dies unverzuglich der Samtgemeinde mitzuteilen.

§18
Altanlagen

Altanlagen, die vor dem Anschluss an eine 6ffentliche Abwasseranlage der Beseitigung des auf dem Grundstiick
anfallenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil der angeschlossenen Grundstlicksentwéasserungs-
anlage genehmigt sind, hat der Grundstiickseigentimer innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten so herzu-
richten, dass sie fir die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr benutzt werden kénnen.

Ist ein Grundstuick nicht mehr zu entwéssern, schlielt die Samtgemeinde den Anschluss auf Kosten des Grund-
stiickseigentimers.

§19
Befreiungen

Die Samtgemeinde kann auf Antrag bei der Niederschlagswasserbeseitigung ganz oder teilweise Befreiung vom
Benutzungszwang (8 4) gewahren, um - sofern keine 6ffentlichen Belange entgegenstehen - eine Eigennutzung des
auf dem Grundstiick anfallenden Niederschlagswassers zu ermdglichen.

Ferner kann die Samtgemeinde von den Bestimmungen in 88 6 ff. - soweit sie keine Ausnahmen vorsehen -
Befreiung erteilen, wenn die Durchfuhrung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Harte fiihren wiirde und die Befreiung mit den 6ffentlichen Belangen vereinbar ist.

Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt
des jederzeitigen Widerrufs.
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1)

2)

3)

4.

5)

6.

7.)

1)

2)

3)

1)

§20
Haftung

Fur Schaden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursa-
cher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schédliche Abwasser oder sonstige Stoffe in die
offentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der Verursacher die Samtgemeinde von allen
Ersatzanspriichen freizustellen, die Dritte in diesem Zusammenhang gegen die Samtgemeinde geltend machen.

Wer entgegen § 16 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet fur
entstehende Schéaden.

Der Grundstiickseigentiimer haftet auf3erdem fur alle Schaden und Nachteile, die der Samtgemeinde durch den
mangelhaften Zustand der Grundstiicksentwésserungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sach-
gemaRes Bedienen entstehen.

Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die Erhéhung der Abwasserabgabe (§ 9
Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat der Samtgemeinde den erhéhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten.

Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.

Bei Uberschwemmungsschiaden als Folge von

a) Ruickstau in der offentlichen Abwasseranlage, z. B. bei Hochwasser, Wolkenbriichen, Frostschdden oder
Schneeschmelze;

b) Betriebsstoérungen, z. B. bei Ausfall eines Pumpwerkes;
c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung;

d) zeitweiliger Stilllegung des offentlichen Abwasseranlage, z. B. bei Reinigungsarbeiten im Straf3enkanal oder
Ausfiihrung von Anschlussarbeiten;

hat der Grundstiickseigentiimer einen Anspruch auf Schadensersatz nur, soweit die eingetretenen Schaden von der
Samtgemeinde schuldhaft verursacht worden sind.

Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder Entschlammung infolge
héherer Gewalt, Streik, Betriebsstérungen oder betriebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspatet
durchgefiihrt werden kann oder eingeschrankt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstiickseigentimer
keinen Anspruch auf Ersatz eventuell dadurch bedingter Schaden.

§21
Zwangsmittel

Fur den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie versto3en wird, kann nach
§ 70 des Nds. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 02. Juni 1982 (Nds. GVBI. S. 139) in Verbindung mit den
88 64 und 70 des Nds. Gefahrenabwehrgesetzes (NGefAG) vom 13. April 1994 (Nds. GVBI. S. 173) - jeweils in der
z. Z. giltigen Fassung - ein Zwangsgeld bis zu 50.000,-- € angedroht und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel
kann wiederholt werden, bis die festgestellten Mangel beseitigt sind.

Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Androhung im Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des
Pflichtigen durchgesetzt werden.

Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§22
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der jeweils gultigen Fassung han-
delt, wer vorsétzlich oder fahrlassig gegen

1. 8§ 3 Abs. 1 sein Grundstlick nicht rechtzeitig an die dffentlichen Abwasseranlagen anschlieRen lasst;
2. §4 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen ableitet;

3. dem nach § 6 genehmigten Entwésserungsantrag die Anlage ausfihrt;
4

§ 7 den Anschluss seines Grundstiicks an die 6ffentlichen Abwasseranlagen oder die Anderung der Entwés-
serungsgenehmigung nicht beantragt;

den Einleitungsbedingungen in §8 8 und 14 die ¢ffentlichen Abwasseranlagen benutzt;

6. 8§ 10 Abs. 3 die Grundstiicksentwasserungsanlage oder auch Teile hiervon vor der Abnahme in Betrieb nimmt
oder Rohrgraben vor der Abnahme verfllt;

o
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7. 8§10 Abs. 4 die Entwasserungsanlage seines Grundstiicks nicht ordnungsgemaR betreibt;

8. 8§11 Beauftragten der Samtgemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Grundstiucksentwasse-
rungsanlage gewahrt;

9. § 15 Abs. 1 die Entleerung behindert;
10. § 15 Abs. 2 die Anzeige der notwendigen Grubenentleerung unterlasst;
11. § 16 die offentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maf3nahmen an ihr vornimmt;
12. § 17 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverziglich erfiillt.

2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 5.000,-- € geahndet werden.

§23
Beitrdge und Gebuhren

1.) Fdur die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen wer-
den Beitrdge und fur die Benutzung der zentralen und dezentralen &ffentlichen Abwasseranlagen werden Benut-
zungsgebuhren nach besonderen Rechtsvorschriften erhoben.

2.) Fur die Genehmigung von Grundstiicksentwdsserungsanlagen werden Verwaltungskosten nach der Verwaltungs-
kostensatzung erhoben.

§24
Ubergangsregelung

Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung
weitergeflhrt.

Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben sind und das Grundstiick noch
nicht an eine offentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Entwasserungsantrag gem. 8 7 dieser Satzung
spatestens zwei Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen.

8§25
Hinweise

Die Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung i. d. F. der 26. Lieferung 1992
(Verlag: Chemie GmbH, Weinheim) und die DIN-Normblatter (erschienen in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Kéln),
auf die in dieser Satzung Bezug genommen wird, sind bei der Samtgemeinde archivmafiig gesichert hinterlegt.

§ 26
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitigungssatzung vom 18.10.2007 aul3er Kraft.

Sittensen, den 13.10.2011

Samtgemeinde Sittensen
Der Samtgemeindebirgermeister (L.s)

Tiemann
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 31.10.2011 Nr. 20

Satzung
Uber die Erhebung der Abgaben fiir die
Abwasserbeseitigung (Schmutzwasser) der Samtgemeinde Sittensen
(Abwasserbeseitigungsabgabensatzung)

Aufgrund des § 6 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO), der 88 5, 6 und 8 des Niederséchsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (NKAG) und des 8§ 6 Abs. 1 des Niedersachsischen Ausfiihrungsgesetzes zum Abwasserabga-
bengesetz hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 13.10.2011 folgende Satzung beschlossen:
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Abschnitt |

§1
Allgemeines

1.) Die Samtgemeinde Sittensen betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen (6ffentliche Abwasseranlagen)
zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung

a) in den Gemeinden Grofd Meckelsen, Klein Meckelsen, Sittensen, Tiste, Vierden und der Gemeinde Lengenbostel
sowie Teilbereichen der Gemeinde Kalbe (Einrichtung ,Sittensen*);

b) in den Gemeinden Hamersen, Wohnste und Teilbereiche der Gemeinde Kalbe (Einrichtung ,Klarteiche®);

als eine jeweils einheitliche offentliche Einrichtung nach MafRgabe der Satzung Uber die Abwasserbeseitigung
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom 13.10.2011.

2.

—

Die Samtgemeinde erhebt nach MaRRgabe dieser Satzung

a) Beitrdge zur Deckung des Aufwands fur die zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen einschlie3lich der Kosten fur
den ersten Grundstiicksanschluss (Abwasserbeitrage),

b) Kostenerstattungen fiir zusatzliche Grundstiicksanschlisse (Aufwendungsersatz),

¢) Benutzungsgebiihren fir die Inanspruchnahme der zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen (Abwassergebiihren).

Abschnitt Il
Abwasserbeitrag

§2
Grundsatz

1.) Die Samtgemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, fir die Herstellung, Anschaf-
fung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen 6ffentlichen Abwasseranlagen Abwasserbeitréage zur
Abgeltung der durch die Mdglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vorteile.

2.) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten fur den ersten Grundstiicksanschluss (Anschlusskanal zum Haupt-
sammler bis einschlie3lich Revisionsschacht auf dem zu entwéssernden Grundstiick).

§3
Gegenstand der Beitragspflicht

1.) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstiicke, die an die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden
kénnen und fir die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden diirfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind
und nach der geordneten baulichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung
anstehen.

2.) Wird ein Grundstiuck an die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage tatsachlich angeschlossen, so unterliegt es der
Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen der Ziff. 1.) nicht erfullt sind.

3.) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist grundsétzlich das Grundstiick im birgerlich-rechtlichen Sinne.

§4
Beitragsmalistab

1.) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flachenbeitrag berechnet.

2.) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flachenbeitrages werden fir jedes Vollgeschoss 100 % der Grund-
sticksflache in Ansatz gebracht.
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine
Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell
genutzten Grundstiicken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstiicke je
angefangene 2,20 m Hohe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet.
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3.) Als Grundstlicksflache gilt

a)

b)

<)

d)

e)

9)

h)

bei Grundstiicken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flache, wenn fir das Grundstuck
im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,

bei Grundstlicken, die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Flache im Bereich des Bebau-
ungsplanes, wenn fiir diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,

bei Grundstiicken, fur die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteiles liegen (8§ 34 BauGB), die Gesamtflache des Grundstuicks, hdchstens jedoch die Flache zwischen der
jeweiligen StralRengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie; bei Grundstiicken, die nicht an
eine StralRe angrenzen oder nur durch einen zum Grundstiick gehérenden Weg mit einer Stral3e verbunden sind,
die Flache zwischen der der StraBe zugewandten Grundstiicksseite und einer im Abstand von 50 m dazu
verlaufenden Linie,

bei Grundstiicken, die tber die sich nach lit. a) - ¢) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt
sind, die Flache zwischen der jeweiligen Straengrenze bzw. im Falle von lit. c) der der Straf’e zugewandten
Grundstlicksseite und einer Linie hierzu, die in einer gleichmaRigen Tiefe verlauft, die der Ubergreifenden
Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht,

bei Grundsticken, fur die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige
Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingarten, Schwimmbader,
Camping- und Festplatze - nicht aber Flachen fir die Landwirtschaft, Sportplatze und Friedhofe) oder die inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (8§ 34 BauGB) tatsachlich so genutzt werden, 75 % der
Grundstticksflache,

bei Grundstiicken, fir die durch Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder
die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatséchlich so genutzt werden, sowie
bei Grundsticken, fur die durch Bebauungsplan die Nutzung als Flache fir die Lagerwirtschaft festgesetzt ist, die
Grundflache der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so
ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand
von den AuRenwénden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch
diese Zuordnung eine gleichmaRige Flachenergénzung auf dem Grundstuck erfolgt,

bei bebauten Grundsticken im Auf3enbereich (§ 35 BauGB) die Grundflache der an die Abwasseranlage ange-
schlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Flache wird diesen Baulichkeiten dergestalt
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den AuBenwénden der Baulichkeiten verlaufen,
wobei bei einer Uberschreitung der Grundstiicksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichméaRige Fla-
chenerganzung auf dem Grundstiick erfolgt,

bei Grundstucken im Auf3enbereich (8§ 35 BauGB), fur die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan
oder diesen ahnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B.
Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Flache des Grundstiicks, auf die sich die Planfeststellung, der
Betriebsplan oder der diesen ahnliche Verwaltungsakt bezieht.

4.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 2.) gilt

a)
b)

d)

e)

f)

soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,

bei Grundstiicken, fir die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der baulichen Anlagen
festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in
allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte hdchstzulassige Gebaudehdhe, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf
die nachste volle Zahl aufgerundet werden und kleinere Bruchzahlen auf die nachste volle Zahl abgerundet wer-
den,

bei Grundstiicken, fir die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der baulichen
Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte hdchstzuldssige Baumassenzahl
wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf die nachste volle Zahl aufgerundet werden und kleinere Bruchzahlen auf die
nachste volle Zahl abgerundet werden,

bei Grundstiicken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem Vollge-
schoss je Nutzungsebene,

die sich nach der tatsachlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach lit. a) bis c), wenn die
Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), die Hohe der baulichen Anlagen nach lit. b) oder die Baumassenzahl nach lit.
c) Uberschritten wird,

soweit kein Bebauungsplan besteht

aa) bei bebauten Grundstiicken die hdchste Zahl der tatséchlich vorhandenen Vollgeschosse,

bb) bei unbebauten Grundstiicken die Zahl der in der ndheren Umgebung uberwiegend vorhandenen Vollge-
schosse,

cc) bei Grundstiicken, die mit einem Kirchengebaude bebaut sind, fir das Kirchengebaude die Zahl von einem
Vollgeschoss,
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g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der baulichen Anlagen bzw. die
Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstiicken

aa) fir die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Flache fur die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der
tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse,

bb) fir die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoss,

cc) die in anderen Baugebieten liegen, der in der ndheren Umgebung Uberwiegend festgesetzte und/oder tat-
sachlich vorhandene (8 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) bis lit. c),

h) bei Grundstucken, fir die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter
Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingérten, Schwimmbader, Camping-, Sport- und Festplatze sowie Fried-
hofe) oder die aulRerhalb von Bebauungsplangebieten tatsachlich so genutzt werden, die Zahl von einem Vollge-
schoss,

i) bei Grundstiicken im Aufl3enbereich (8 35 BauGB), fir die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan
oder diesen &hnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist,
- bezogen auf die Flache nach ziff. 3 lit. h) - die Zahl von einem Vollgeschoss.

5.) Bei Grundstiicken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, § 4 Abs. 4 oder § 7 BauGB-Mal3-
nahmenG liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflachen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie beste-
hen fur
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen Uber das zuldssige Nutzungsmaf getroffen sind;

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber das zuldssige Nut-
zungsmalf enthalt.
§5
Beitragssatz

1.) Der Beitragssatz fur die Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlage betragt bei der
a) Einrichtung ,Sittensen” 2,78 €/m2,

b) Einrichtung ,Klarteiche“ 2,56 €/m2,

2.) Die Beitragssatze fur die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen Abwasseranlagen
werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer besonderen Satzung festgelegt.

8§86
Beitragspflichtige

1.) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentimer des Grundsticks ist. Ist
das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur entsprechend ihrem
Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

2.) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
§7
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen 6ffentlichen Abwasseranlage vor dem
Grundstick einschlieBlich der Fertigstellung des ersten Grundstiicksanschlusses.

2.) Im Falle des § 3 Ziff. 2.) entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsachlichen Anschluss, friihestens jedoch mit dessen
Genehmigung.
§8
Vorausleistung
Auf die kunftige Beitragsschuld kdnnen angemessene Vorausleistungen veranlagt werden, sobald mit der Durchfiihrung

der MaRnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgultigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch
wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.
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§9
Veranlagung, Falligkeit

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fallig.
Das gleiche gilt fur die Erhebung einer Vorausleistung.

§10
Ablésung
In Féllen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablésung durch Vertrag vereinbart werden.

Die HOohe des Ablésungsbetrages ist nach MaRRgabe des in § 4 bestimmten BeitragsmaRstabes und des in § 5 festge-
legten Beitragssatzes zu ermitteln.

Durch Zahlung des Ablésungsbetrages wird die Beitragspflicht endgltig abgegolten.

Abschnitt 11l
Erstattung der Kosten zusatzlicher Grundstiicksanschlisse

§11
Entstehung des Erstattungsanspruches

Stellt die Samtgemeinde auf Antrag des Grundstiickseigentimers fiir ein Grundstiick einen weiteren Grundstlicksan-
schluss oder fur eine von einem Grundstiick, fir das die Beitragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem
Grundstuck verselbstandigte Teilflache einen eigenen Grundsticksanschluss oder nach dessen Beseitigung einen neuen
Grundstiicksanschluss an die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage her (zusatzliche Grundstiicksanschliisse), so sind der
Samtgemeinde die Aufwendungen fir die Herstellung solcher zuséatzlicher Grundstiicksanschliisse in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten.

88 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstel-
lung des Anschlusses.

§12
Falligkeit

Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fallig.

Abschnitt IV
Abwassergebuhr

8§13
Grundsatz

Fiur die Inanspruchnahme einer zentralen offentlichen Abwasserreinigungsanlage wird eine Abwassergebuhr fur die
Grundstiicke erhoben, die an eine 6ffentliche Abwasserreinigungsanlage angeschlossen sind oder in diese entwassern.

8§14
Gebihrenmalstab

1.) Die Abwassergebihr wird nach der Abwassermenge bemessen, die in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt.
Berechnungseinheit fiir die Gebdihr ist 1 cbm Abwasser.

2.) Als in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt gelten

a) die dem Grundstick aus 6ffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugefuhrte und durch Wasser-
zahler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstiick gewonnene und dem Grundstiick sonst zugefuhrte Wassermenge,
c) die tatséchlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung.
3.) Hat ein Wasserzéhler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder Gberhaupt nicht angezeigt, so wird die

Wasser- bzw. Abwassermenge von der Samtgemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einlei-
tungsmenge der Vorjahre und unter Berticksichtigung der begriindeten Angaben des Gebihrenpflichtigen geschétzt.
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4.) Die Wassermengen nach Ziff. 2.) lit. b) hat der Gebihrenpflichtige der Samtgemeinde fir den abgelaufenen Erhe-
bungszeitraum (8§ 19 Ziff. 1) innerhalb der folgenden zwei Wochen anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzahler nach-
zuweisen, die der Gebihrenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzahler missen den Bestimmun-
gen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Samtgemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als
Nachweis Uber die Wassermengen prifbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schat-
zen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden kénnen oder unrealistisch wirken.

5.) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt,
soweit sie im Kalenderjahr 1 m3 Ubersteigen. Bei Mehrfamilienh&usern ist der Absetzungsantrag pro Wohnung zu
stellen. Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf des Kalenderjahres bei der Samtgemeinde einzu-
reichen. Flr den Nachweis gilt Ziff. 4.) S. 2 bis 4 sinngemaf. Die Samtgemeinde kann auf Kosten des Antragstellers
Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebuhren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

§15
Gebihrensatz
Die Abwassergebuhr betréagt bei der
a) Einrichtung ,Sittensen” 3,19 €/ cbm,
b) Einrichtung ,Klarteiche* 2,74 €/ cbm.
8§16

Gebuhrenpflichtige

1.) Gebuhrenpflichtig ist der Eigentimer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte
des angeschlossenen Grundstlicks. Gebiihrenpflichtige sind auRerdem Niel3braucher oder sonstige zur Nutzung des
Grundstucks Berechtigte. Mehrere Gebuhrenpflichtige sind Gesamtschuldner.

2.) Beim Wechsel des Gebiihrenpflichtigen geht die Gebiihrenpflicht mit Beginn des auf den Ubergang folgenden
Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen tber. Wenn der bisher Gebiihrenpflichtige die Mitteilung tiber den Wech-
sel (8§ 22 ziff. 1.) versaumt, so haftet er fir die Gebuhren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der
Samtgemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen.

§17
Entstehung und Beendigung der Gebuhrenpflicht

Die Gebuhrenpflicht entsteht, sobald das Grundstick an die zentrale 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist oder
der zentralen offentlichen Abwasseranlage von dem Grundstick Abwasser zugefiihrt wird. Sie erlischt, sobald der
Grundstucksanschluss beseitigt wird oder die Zufuhrung von Abwasser endet.

§18
Erhebungszeitraum

1.) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebuhrenschuld entsteht.

2.) Soweit die Gebuhr nach den durch Wasserzahler ermittelten Wassermengen erhoben wird (§ 14 Ziff. 2 lit. a), gilt als
Berechnungsgrundlage fur den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 31.12.
des Kalenderjahres vorausgeht.

§19
Veranlagung und Falligkeit

1.) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebuhr sind vierteljahrlich Abschlagszahlungen am
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Hohe der Abschlagszahlungen wird durch
Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt.

2.) Entsteht die Gebuhrenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszahlung diejenige
Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsachlichen Wasserverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen
Verbrauch des ersten Monats hat der Gebuhrenpflichtige der Samtgemeinde auf deren Aufforderung unverziglich
mitzuteilen. Kommt der Gebuhrenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann die Samtgemeinde den Verbrauch
schéatzen.

3.) Die Abwassergebtihr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fallig.
Die Gebuhr kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden.
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Abschnitt V
Schlussvorschriften

§20
Auskunfts- und Duldungspflicht

1.) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde bzw. dem von ihr Beauftragten jede Auskunft zu
erteilen, die fir die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

2.) Die Samtgemeinde bzw. der von ihr beauftragte Dritte kénnen an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs 1.) zur Aus-
kunft verpflichteten Personen haben dies zu ermdglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen.

3.) Soweit sich die Samtgemeinde bei der 6ffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, haben die Abgaben-
pflichtigen zu dulden, dass sich die zur Feststellung der Abwassermengen nach § 14 Ziff. 2 Nr. a) die Verbrauchs-
daten von dem Dritten mitteilen bzw. (iber Datentrager tibermitteln l&sst.

§21
Anzeigepflicht

1.) Jeder Wechsel der Rechtsverhéltnisse am Grundstiick ist der Samtgemeinde sowohl vom VerauRerer als auch vom
Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

2.) Sind auf dem Grundstiick Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Abgaben-
pflichtige dies unverziglich der Samtgemeinde schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht fiir ihn, wenn
solche Anlagen neu geschaffen, gedndert oder beseitigt werden.

§ 22
Datenverarbeitung

1.) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur Festsetzung und Erhebung
dieser Abgaben ist die Verarbeitung (8 3 Abs. 3 NDSG) der hierfur erforderlichen personen- und grundstiicksbezo-
genen Daten gemafd 88 9 und 10 NDSG (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren Anschriften; Grund-
stlicksbezeichnung nebst GroRRe und Grundbuchbezeichnung; Wasserverbrauchsdaten) durch das Finanz- und
Steueramt sowie das Bau- und Umweltamt der Samtgemeinde zul&ssig.

2.) Die vorgenannten Amter dirfen die fiir Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der
Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung bekanntgewordenen personen- und grundstiicksbezogenen Daten
fiir die in Abs. 1. genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden Amtern (Finanz- und Steuer-
, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) Ubermitteln lassen, was auch im Weg automatischer
Abrufverfahren erfolgen kann.

8§23
Ordnungswidrigkeiten

1.) Ordnungswidrig i. S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsétzlich oder leichtfertig

1. entgegen 8§ 14 Abs. 4 S. 1 der Samtgemeinde die Wassermengen fur den abgelaufenen Erhebungszeitraum nicht
innerhalb der folgenden zwei Monate anzeigt;

2. entgegen 8 14 Abs. 4 S. 2 keinen Wasserzahler einbauen lasst;

3. entgegen § 19 Abs. 2 Satz 2 trotz mehrfacher Aufforderung der Samtgemeinde den Verbrauch des ersten Monats
nicht mitteilt;

4. entgegen § 20 Abs. 1 die fur die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskiinfte nicht erteilt;

5. entgegen § 20 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde bzw. der von ihr Beauftragte an Ort und Stelle ermitteln
kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert;

6. entgegen § 21 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhéltnisse am Grundstuck nicht innerhalb eines Monats schrift-
lich anzeigt;

7. entgegen § 21 Abs. 2 S. 1 nicht unverzuglich schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstuck vorhanden
sind, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen;

8. entgegen §21 Abs.2 S.2 die Neuanschaffung, Anderung oder Beseitigung solcher Anlagen nicht schriftlich
anzeigt.
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2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRRe bis zu 10.000 € geahndet werden.

8§24
Inkrafttreten

Diese Abgabensatzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasserabgabensatzung vom 18.10.2007
auBer Kratft.

Sittensen, den 13. Oktober 2011

Samtgemeinde Sittensen
Der Samtgemeindebirgermeister (L.s)

Tiemann
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 31.10.2011 Nr. 20

2. Satzung
zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Ebersdorf

Aufgrund der 88 6 und 7 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat
der Gemeinde Ebersdorf in seiner Sitzung am 28.06.2011 folgende Satzung beschlossen:

81

Der § 9 der Hauptsatzung der Gemeinde Ebersdorf in der Fassung der 1. Anderungssatzung vom 15.08.2001 wird wie
folgt neu gefasst:

§9
Bekanntmachungen

1. Satzungen werden im Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wimme) verdffentlicht.

2. Sind Plane, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung so kann die Bekanntmachung
dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Dienstgebaude der Gemeinde Ebersdorf wahrend der Dienststun-
den zu Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Verof-
fentlichung der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer der Auslegung hingewie-
sen.

3. Ort, Zeit und Tagesordnung von Ratssitzungen, sofern der Rat nicht zu einer nichtéffentlichen Ratssitzung einberufen
wird, werden durch Aushang in den Aushangkasten der Gemeinde verdffentlicht.

4. Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang in den Aushangekésten der Gemeinde veroffentlicht. Dies gilt
auch fur Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, betragt die
Bekanntmachungsfrist eine Woche; sie kann jedoch mit einem entsprechenden Hinweis in der Bekanntmachung
abgekirzt werden. Sind umfangreiche Anlagen, insbesondere beschreibenden und zeichnerische Darstellungen von
Planen bekanntzumachen, so erfolgt die Bekanntmachung durch den Hinweis, an welchem Ort und zu welcher Zeit
die Unterlagen eingesehen werden kdnnen.

Ortsteil Ebersdorf: Beim Feuerwehrgeratehaus an der Hauptstralle
Ortsteil Neu Ebersdorf: Bei der Gaststatte Hagenah an der Kapellenstrafl3e

§2

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Ebersdorf, den 28.06.2011

Gemeinde Ebersdorf
Wagenléhner (L.Ss)

Burgermeister
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21
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3. Satzung
zur Anderung der Hauptsatzung der Gemeinde Oerel

Aufgrund der 88 6 und 7 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat
der Gemeinde Oerel in seiner Sitzung am 13. Oktober 2011 folgende Satzung beschlossen:

§1

Der § 9 der Hauptsatzung der Gemeinde Oerel in der Fassung der 2. Anderungssatzung vom 25.07.2002 wird wie folgt
neu gefasst:

§9
Bekanntmachungen

1. Satzungen werden im Amtsblatt des Landkreises Rotenburg (Wimme) veréffentlicht.

2. Sind Plane, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung so kann die Bekanntmachung
dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie im Dienstgebaude der Gemeinde Oerel wahrend der Dienststunden zu
Einsicht ausgelegt werden. In der Satzung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei Verodffentlichung
der Satzung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer der Auslegung hingewiesen.

3. Ort, Zeit und Tagesordnung von Ratssitzungen, sofern der Rat nicht zu einer nichtéffentlichen Ratssitzung einberufen
wird, werden durch Aushang in den Aushangkasten der Gemeinde veroffentlicht.

4. Sonstige Bekanntmachungen werden durch Aushang in den Aushangekéasten der Gemeinde verdffentlicht. Dies gilt
auch fur Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, betragt die
Bekanntmachungsfrist eine Woche; sie kann jedoch mit einem entsprechenden Hinweis in der Bekanntmachung
abgekdirzt werden. Sind umfangreiche Anlagen, insbesondere beschreibenden und zeichnerische Darstellungen von
Planen bekanntzumachen, so erfolgt die Bekanntmachung durch den Hinweis, an welchem Ort und zu welcher Zeit
die Unterlagen eingesehen werden kdnnen.

Ortsteil Oerel:  am Rathaus der Samtgemeinde Geestequelle, BohlenstraBe, und vor dem Grundstick ,Am
Walde 11¢,

Ortsteil Barchel: auf dem Grundstiick ,BahnhofstraRe 6 und in der StraRe ,Am Sportplatz vor der Schiitzenhalle,
Ortsteil Glinde: am Dorfgemeinschaftshaus in der ,Seestra3e”

§2

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

QOerel, den 13. Oktober 2011

Gemeinde Oerel
Ringe (L.Ss)
Birgermeister
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21

Inkrafttreten
des Bebauungsplanes Nr. 27 ,Bioenergie Parnewinkel*
der Gemeinde Selsingen

Der Rat der Gemeinde Selsingen hat in seiner Sitzung am 25.10.2011 den Bebauungsplan Nr. 27 ,Bioenergie Parne-
winkel“ bestehend aus der Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen gemal § 1 Abs. 3 und 8§ 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) i. V. m. 8§ 40 der Niederséchsischen Gemeindeordnung (NGO) als Satzung sowie die Begriindung
beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 27 ,Bioenergie Parnewinkel“ der Gemeinde Selsingen ist aus der nach-

stehend abgedruckten Planskizze ersichtlich. Die genauen Grenzen des Planbereiches gehen verbindlich aus den Ein-
tragungen im Bebauungsplan hervor.

289



N ] L
. 3n§9;|c N\ [

08 1

g
_______

Der Bebauungsplan Nr. 27 ,Bioenergie Parnewinkel” tritt gem&aR 8 10 Abs. 3 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft.

Der Bebauungsplan Nr. 27 ,Bioenergie Parnewinkel“ einschlie3lich Begriindung und der zusammenfassenden Erklarung
nach § 10 Abs. 4 BauGB kann bei der Gemeinde Selsingen, Bahnhofstrale 8, Zimmer 28, 27446 Selsingen, wahrend
der Dienststunden von jedermann eingesehen und Uber den Inhalt Auskunft verlangt werden.

Gemal § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs.1 Satz1 Nr.1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

2. eine unter Bericksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften tUber das Verhltnis des
Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 27 ,Bioenergie Parnewinkel*
schriftlich gegentiber der Gemeinde Selsingen unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind.

AuRerdem wird gemanR § 44 Abs. 5 BauGB auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB lber
die Entschadigung von Vermdgensnachteilen, die durch die Aufstellung des Bebauungsplanes eintreten sowie Uber die
Falligkeit und das Erléschen entsprechender Entschadigungsanspriiche hingewiesen.

Selsingen, 03.11.2011
Gemeinde Selsingen
Der Gemeindedirektor

i. V. Kahrs
- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 15.11.2011 Nr. 21

Herausgeber, Schriftleitung und Druck: Landkreis Rotenburg (Wimme), Hopfengarten 2, 27356 Rotenburg (Wimme),
Tel. 04261/983-0

Nachdruck nur mit Genehmigung des Landkreises Rotenburg (Wimme) gestattet.

Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf, in der Regel am 15. und letzten jeden Monats.

290



	Amtsblatt
	Nr. 21 Ausgegeben für den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 15.11.2011 35. Jahrgang
	Inhalt
	A. Bekanntmachungen des Landkreises Rotenburg (Wümme)
	B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden
	C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
	D. Berichtigungen
	B. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden


	Artikel 1
	Artikel 2

	III. Besondere Vorschriften für die dezentrale Abwasseranlage

